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haltserlaubnis auf Grundlage dieser Regelungen. Denn sie durften zeigen, dass sie sich hier in 
Deutschland integrieren wollen. Wie weit dieser Einsatz geht, verdeutlicht ein Beispiel aus Herne in 
Nordrhein-Westfalen: 

Das Ehepaar S. aus Kosovo lebt mit seinen fünf schulpflichtigen Kindern seit 1998 geduldet in Ennepetal / 

Nordrhein-Westfalen.  Die drei älteren Kinder besuchen erfolgreich weiterführende Schulen, die beiden hier ge-

borenen jüngeren Kinder die Grundschule. Herr S. wurde im September 2009  mit Hilfe eines Arbeitsmarktpro-

jektes über eine Zeitarbeitsfirma Vollzeit im metallverarbeitenden Gewerbe in Ennepetal angestellt. Seit 2007 in 

der Altfallregelung aufgenommen  erhielt die Familie zuletzt zum 1.Januar 2010 eine Verlängerung der humani-

tären Aufenthaltserlaubnis. Da der Verdienst für die Familie nicht ausreicht, bezieht sie ergänzende SGB II-

Leistungen. Im Juni 2010 übernahm die Firma Herrn S. – zunächst befristet bis 30. Juni 2011. Trotz einer leich-

ten Gehaltssteigerung benötigt Familie S. wohl auch zukünftig aufstockende Leistungen von der Agentur für Ar-

beit. Unter den gegenwärtigen Bedingungen droht Herrn S. und seiner Familie Ende 2011 ein Rückfall in die 

Duldung.  

 

Dieser Mann hat trotz des Wissens, dass sein Aufenthalt durch diese Arbeitsstelle keineswegs 
gesichert wird, die Chance an einer Teilhabe an der Altfallregelung ergriffen - in der Hoffnung, 
dass dieser Einsatz honoriert wird. Dies ist nach derzeitige Rechtslage keineswegs sicher, weil er 
auf absehbare Zeit den Kriterien der Altfallregelung allein schon bei der Anforderung `eigenständi-
ge Lebensunterhaltssicherung´ nicht genügen kann. Das Beispiel von Herrn S. ist in vielerlei Hin-
sicht ein Regelfall.  

Die Kirchen haben auf Basis eines ständigen Dialogs mit der Praxis im Mai 2009 in ihrem Aufruf 
„Kettenduldung beenden - humanitäres Aufenthaltsrecht sichern“ Anforderungen an eine Bleibe-
rechtsregelung gestellt, damit diese die Betroffenen auch faktisch erreicht. Die Aspekte und Ver-
besserungshinweise, die wir in Diakonie und Caritas 2009 in unserem Erfahrungsbericht zur Praxis 
der Bleiberechtsregelungen von 2006 und 2007 anschaulich dargestellt haben, unterlegen diesen 
Aufruf2. Sie behalten, auch nach Erleichterungen, die im Zuge der Allgemeinen Verwaltungsbe-
stimmungen zu §104a Aufenthaltsgesetz3 und später des Verlängerungsbeschlusses der Innenmi-
nisterkonferenz im Dezember 2009 in Kraft traten, bis heute Gültigkeit4. 

 

Um wen geht es bei den langjährig Geduldeten 

Bei den langjährig Geduldeten geht es um Menschen, die nicht zurückgeführt werden konnten. Ein 
großer Teil der Betroffenen hat dies aus Sicht der Praxis nicht selbst zu verantworten: 

zum Beispiel Langzeitgeduldete aus dem Irak 

Unter den Langzeitgeduldeten aus dem Irak befinden sich Personen, die noch zu Zeiten des Sad-
dam Hussein-Regimes geflohen sind und deren Flüchtlingsstatus wegen Wegfall der ursprüngli-
chen Verfolgung widerrufen wurde. Viele der Betroffenen stammen aus den stark umkämpften 
Gebieten im Zentral- und Südirak oder aus den größeren Städten im Nordirak (Kirkuk, Mosul), in 
denen es täglich zu Gewalttaten kommt. Viele gehören in ihrer Heimatregion einer Minderheit an. 
Ein Schutzstatus wurde den Betroffenen häufig mit der Begründung verweigert, die Gefährdungs-
lage sei zwar hoch, aber keine extreme individuelle Gefahr oder dass eine Zuflucht in andere Lan-
desteile zumutbar sei. Ob ein Schutzstatus gewährt wurde, hing davon ab, wann der Antrag beim 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vorgelegt und entscheiden wurde.  
 

oder Langzeitgeduldete aus Kosovo 

Die Mehrzahl der aus Kosovo noch in Deutschland lebenden Langzeitgeduldeten sind Roma und 
andere Minderheiten. Noch bis vor Kurzem bescheinigte Ihnen die UNMIK, dass eine Rückkehr in 
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den Kosovo unmöglich ist. Viele Roma sind im Kosovo-Konflikt zwischen die Fronten geraten. Vie-
len wird von Seiten der albanischen Bevölkerung im Kosovo vorgeworfen, im Kosovo-Krieg seit 
1998 die serbische Seite unterstützt zu haben. Nach wie vor sind Roma vor Racheakten nicht si-
cher. Aufgrund der Vertreibung, der Verdrängung aus den früheren Häusern und Wohnungen, be-
steht für viele Rückkehrer allenfalls die Möglichkeit, sich in den sog. Enklaven niederzulassen, 
hierbei handelt es sich um slumähnliche Behausungen ohne jede Lebensperspektive.   
 

oder Langzeitgeduldete aus der Türkei 

Bei dem Großteil der Bleiberechtsfälle handelt es sich um kurdische Familien aus dem Südosten 
der Türkei, die aufgrund des Bürgerkrieges aus diesem Gebiet geflohen sind. Nach wie vor sind 
Rückkehrer, die verdächtigt werden, mit der kurdischen PKK zusammengearbeitet zu haben, ge-
fährdet, inhaftiert und gefoltert zu werden. Die Zahl der Menschenrechtsverletzungen ist in den 
letzten beiden Jahren wieder signifikant angestiegen.  

Unter den Langzeitgeduldeten ist weiterhin eine große Gruppe von Menschen, die schwer erkrankt 
oder/und traumatisiert sind.  
 

Sozial betrachtet geht das Leben mit Duldung einher mit dem weitgehenden Ausschluss aus unse-
rer Gesellschaft. Ständige Angst vor Abschiebung, Arbeitsverbote und Behinderungen bei der Ar-
beitsaufnahme, ein Leben in Armut, Einschränkungen der medizinischen Versorgung auf das Le-
bensnotwendigste, beengtes Zusammenleben in Flüchtlingsunterkünften und das Verbot, den zu-
gewiesenen Wohnort zu verlassen, prägen den Alltag der Meisten. Die Geduldeten wurden unfrei-
willig zu  Langzeitarbeitslosen, deren  Integration in den Arbeitsmarkt nun, Jahre später, oft durch 
multiple Vermittlungshemmnisse und fehlende Qualifizierungsangebote zusätzlich behindert wird5. 

 

Zentrale Anforderungen an eine tragfähige Bleiberec htsregelung aus Sicht der Praxis 

 
Ohne Stichtage auskommen  

Die „gesetzliche Altfallregelung“ und die von der Innenministerkonferenz (IMK) beschlossenen Ver-
längerungsregelungen sind allein schon aufgrund der Stichtage nicht geeignet, die Praxis der Ket-
tenduldung zu beenden6. Deutlich wird dies allein schon an einem kleinen Zahlenvergleich: 

� Am 31.12.2006 hielten sich 175.000 geduldete Ausländer im Bundesgebiet auf, darunter 
99.000 Personen  seit mindestens 6 Jahren. 

� Im Herbst 2009 hielten sich 94.000 geduldete Ausländer im Bundesgebiet auf, darunter 59.200 
seit mindestens 6 Jahren 

� am 31.08.2010 hielten sich immer noch 86.100 geduldete Ausländer, darunter immer noch 
54.600 seit mindestens 6 Jahren7 

- trotz der gesetzlichen Altfallregelung. Stichtagslösungen grenzen aus. 

In den letzten Monaten des Jahres 2009 hat der aus Kosovo stammende Herr S. an beruflichen 
Qualifizierungsmaßnahmen teilgenommen. Aufgrund des IMK-Beschlusses vom Dezember 
2009 beantragte er die Verlängerung seiner Aufenthaltserlaubnis. Sein Antrag wurde abgelehnt: 
Die Ausländerbehörde glaubt nicht, dass Herr S. nach der Verlängerung  im Jahr 2012 seine 
Lebensunterhalt eigenständig wird sichern können und versagt die geforderte Prognose. Statt 
einer Aufenthaltserlaubnis bekommt Herr S. eine Abschiebeandrohung für den Kosovo. Wenige 
Tage später kann er einen Vollzeitarbeitsplatz vorweisen, der ihm nicht mehr nützt. Mit der Ab-
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lehnung endete das Bleiberechtsverfahren, aufgrund der Stichtage kann er keinen neuen An-
trag stellen.  

Vorrangig ist, eine zukünftige Bleiberechtsregelung stichtagsfrei zu gestalten und im humanitären 
Aufenthaltsrecht zu verankern, damit die Praxis der Kettenduldung durch eine verlässliche Rege-
lung beendet wird. Begünstigt werden sollten in einer solchen Regelung alle Personen, die gestat-
tet, geduldet oder mit einer Aufenthaltserlaubnis seit mehreren Jahren und z. T. auf Basis ver-
schiedener anderer Dokumente in Deutschland leben8.  
 

Die Anforderungen an die Lebensunterhaltssicherung senken  

Jeder Mensch strebt die Sicherung des Lebensunterhaltes von sich und seinen Angehörigen aus 
eigener Kraft an, natürlich auch die Langzeitgeduldeten. Viele Antragsteller sahen in der Altfallre-
gelung endlich eine Chance, eine Aufenthaltserlaubnis mit Bleibeperspektive zu erhalten, trotz der 
hohen Wahrscheinlichkeit, ihren Lebensunterhalt nicht oder nur anteilig eigenständig sichern zu 
können. 

Die in der Altfallregelung Begünstigten starten aber aufgrund von Arbeitsverboten und anderen 
Behinderungen bei der Arbeitsaufnahme und einem hierdurch einsetzenden Verlust ehemals vor-
handener Qualifikationen als Langzeitarbeitslose mit mehrfachen Vermittlungshemmnissen in den 
Arbeitmarkt. Auch ursprünglich gute berufliche Qualifikationen verloren ihren Wert. Weder Ausbil-
dung noch Studium waren möglich. Deshalb finden sich die Betroffenen heute in der Regel im 
Niedriglohnsektor wieder, oft bei Leiharbeitsfirmen - in Jobs also, in denen wenig verdient wird, die 
keine oder kaum eine vorherige berufliche Qualifikation voraussetzen. Gerade in diesem Sektor 
aber hat die Wirtschafts- und Finanzkrise die Situation noch weiter verschärft. 

Für Beschäftigte im Niedriglohnsektor ist das Aufstocken ein Normalfall. Fast 1,4 Millionen Arbeits-
nehmerinnen und Arbeitnehmer in Deutschland erhalten aufstockende Hartz-IV-Leistungen9. Wich-
tigste Gründe hierfür sind: niedrige Durchschnittslöhne im Niedriglohnsektor und die Ausweitung 
der geringfügigen Beschäftigung! Spätestens jetzt aber werden die Forderungen der bis Dezember 
2009 gültigen Altfallregelungen, in recht kurzer Zeit in Folge der `Freibeträge´ bis zu 30% mehr als 
Hartz IV verdienen zu müssen und zudem in einem dauerhaften Arbeitsverhältnis stehen zu sollen, 
zumindest aber mit einer guten Prognose versehen zu sein, gänzlich absurd.  

Aus Sicht der Betroffenen sind die erforderliche Einbeziehung von Freibeträgen, die Anrechnung 
von überteuerten Mieten beim Wohnen in Flüchtlingsheimen und der Ausschluss des Wohlgeldbe-
zuges erhebliche zusätzliche Hürden. Es ist aus Sicht der Praxis nicht angemessen, wenn der Le-
bensunterhalt von Ausländern nur dann als gesichert gilt, wenn das gemäß dem Zweiten Sozialge-
setzbuch (SGB II) anrechenbare Einkommen so hoch ist, dass kein ergänzender SGB II-Anspruch 
mehr besteht. Die Mietkosten in Flüchtlingswohnheimen übersteigen mancherorts die ortübliche 
Miete um das Zweifache. Dies wirkt sich unmittelbar zu Lasten der Betroffenen aus.  

Aus Sicht der Praxis ist von einer Lebensunterhaltssicherung - bei allen Ausländern - auch dann 
auszugehen, wenn ein Anspruch auf Leistungen nach dem Zweiten Sozialgesetzbuch (SBG II) in 
Folge der Freibetragsregelung zur Förderung der Arbeitsaufnahme entsteht und diese in Anspruch 
genommen wird. Maßgeblich sollte das Nettoeinkommen sein. Überteuerte Mieten dürfen sich 
nicht zu Lasten der Betroffenen auswirken. Auch der Bezug von Wohngeld, das oft gerade kinder-
reiche Familien benötigen, sollte sich aufenthaltsrechtlich nicht nachteilig auswirken. Die Teilnah-
me an Qualifizierungsmaßnahmen muss Zeiten der Lebensunterhaltssicherung gleichgestellt wer-
den. 

Über Jahre hinweg wurde geduldeten Flüchtlingen ein Leben auf Basis von abgesenkten Sozial-
leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zugemutet - 35 % unter dem Sozialhilfesatz 
sollten reichen. Und jetzt wird gefordert, bis zu 30 % mehr Geld zu verdienen als der Sozialhilfe-
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satz hergibt?! Die Betroffenen sind ratlos und voller Unverständnis ob dieses Wertungswiderspru-
ches. 

Es bedarf besonderer Anstrengungen bei der beruflichen Weiterbildung, wenn sich diese Aus-
gangslage mittelfristig ändern soll. Gute Erfahrungen haben wir hier mit dem Xenos-Programm 
„zur arbeitsmarktlichen Unterstützung von Bleibeberechtigten und Flüchtlingen“ der Bundesregie-
rung.  

Zugleich besteht aus Sicht der Praxis ein weiteres Problem bisheriger Regelungen darin, dass sich 
die Begünstigten kaum beruflich qualifizieren konnten, weil sie ja in ebendieser Qualifizierungszeit 
nicht oder nur eingeschränkt zur eigenständigen Sicherung des Lebensunterhaltes beitragen kön-
nen. In der Praxis entwickelte sich dies zur Teufelsfalle. Selbst junge Menschen gingen im Niedrig-
lohnsektor arbeiten, statt eine Ausbildung zu machen, weil sie das Einkommen der Familie mit 
sichern müssen. Faktisch bewirkt das Primat der eigenständigen Lebensunterhaltssicherung oft 
die Unmöglichkeit, sich beruflich zu qualifizieren und behindert diese mittelfristig sogar. 

Richtschnur sollte die Förderung der Arbeitsaufnahme und der beruflichen Qualifizierung werden. 
Wer sich ernsthaft und belegt um Arbeit bemüht und dies, wie andere Erwerbslose, vom SGB II-
Träger bestätigt erhält, sollte unabhängig vom Gelingen der eigenständigen  Lebensunterhaltssi-
cherung eine verlässliche Aufenthaltsperspektive erhalten. Ein Wechsel des Wohnsitzes sollte 
zwecks Arbeitsaufnahme oder beruflicher Aus- und Weiterbildung erlaubt werden. Bei unzurei-
chendem Bemühen um Arbeit sollten zunächst Leistungskürzungen, nicht aber sofort aufenthalts-
rechtliche Folgen eintreten.  

Aus Sicht der Praxis  grundsätzlich anzustreben ist, dass Asylsuchende direkt  - spätestens aber 
nach einem Jahr -  einen gleichrangigen Arbeitsmarktzugang verbunden mit einem Anspruch auf 
Beschäftigungserlaubnis sowie Zugang zu Sprachkursen Deutsch und anderen Maßnahmen der 
Integrationsförderung erhalten - unabhängig von Ihrer aufenthaltsrechtlichen Perspektive. Hier-
durch könnten hohe Folgekosten vermieden werden, die in aller Regel bei einem späteren gleich-
rangigen Arbeitsmarktzugang mit dem durch Arbeitslosigkeit eintretenden Verlust von Qualifikatio-
nen verbunden sind. 
 

Unverschuldete Erwerbslosigkeit und eingeschränkte Erwerbsfähigkeit nicht aufenthalts-
rechtlich bestrafen  

Die Grunderwartung „Nur wer uns nichts kostet, soll bleiben dürfen“ ist im Hinblick auf die be-
schriebene soziale Ausgangslage von langjährig Geduldeten realitätsfern und in ihr Wirkung gera-
de bei eingeschränkt oder nicht Erwerbsfähigen inhuman. Experten sagen, dass allein über 30% 
der Flüchtlinge traumatisiert sind und in der Folge natürlich auch erwerbsgemindert, wie auch im 
folgenden Beispielsfall aus Hagen in Nordrhein-Westfalen: 

Noch vor 15 Jahren beschäftigte Herr J., Bauingenieur und Roma aus dem Kosovo, 40 Mitarbeiter. Im 

Krieg wurde alles zerstört – er und seine Frau gefoltert und vergewaltigt. 1998 flüchtete das Ehepaar, 

schwer traumatisiert, mit ihren drei fast erwachsenen Kindern nach Deutschland; das Asylgesuch: abge-

lehnt. Ein Jahrzehnt Leben mit der Duldung folgte. Die erwerbstätigen Kinder erhielten nun ein Bleibe-

recht. Das Ehepaar J ist aufgrund des Erlittenen kaum in der Lage zu arbeiten. Im Dezember 2009 fiel es 

zurück in die Duldung. Die Abschiebung droht. 

Eine Aufenthaltserlaubnis muss auch gewährt werden, wenn Menschen unverschuldet nicht arbei-
ten können, Vermittlungshemmnisse bestehen oder nur anteilig zur Sicherung der Lebensunterhal-
tes beitragen können, etwa weil sie alt, krank, traumatisiert oder behindert sind, weil sie mehrere 
Kinder versorgen, Angehörige pflegen, Kinder erziehen oder als alleinstehende junge Flüchtlinge 
hier sind. Junge, gerade volljährige Kinder und unbegleitete minderjährige Flüchtlinge benötigen 
Übergangszeiträume, bis Sie ihren Lebensunterhalt eigenständig sichern können, weil sie in der 
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Regel die Schule besuchen oder sich gerade im Übergang von der Schule in den Beruf befinden. 
 

Die Familieneinheit schützen  

In der Praxis kennen wir den Ausschluss von der Altfallregelung in Folge der Straffälligkeit eines 
Familienmitgliedes, die Nichtberücksichtigung einer Familie aufgrund unzureichenden Schulbesu-
ches eines der Kinder bis hin zur Aufnahme eines minderjährigen Kindes bei gleichzeitiger Ausrei-
se der Eltern. Beispiel: 

Familie I aus Serbien Montenegro lebt mit ihren 4 minderjährigen Kindern seit 12 Jahren in Nordrhein-

Westfalen. Ihr wurde kein Bleiberecht erteilt, weil der Vater straffällig wurde. Er war aufgrund einer Falschaus-

sage bei einem Verkehrsunfall zu 150 Tagessätzen verurteilt worden. Um ein Bleiberecht zu erhalten, haben 

sich die Eheleute scheiden lassen. In der Folge erhielt Frau I mit ihren 4 Kindern ein Bleiberecht. Weil Herr I 

sich verpflichtete, für seine Kinder zu sorgen, erhielt er weiter eine Duldung. Diese wird voraussichtlich bis zum 

18. Lebensjahr seines jetzt 8-jährigen Sohnes verlängert werden. 

Dieser Fall zeigt auch, dass Ausländerbehörden zum Erhalt der Familieneinheit bereit sind, unkon-
ventionelle Lösungen zu suchen. 

Wenn nicht alle Familienmitglieder die Bleiberechtskriterien erfüllen, sollte zugunsten derer, die 
dies tun, unter Beachtung der Familieneinheit allen ein Bleibeberecht gewährt werden.   
 

Ausschlussgründe moderat gestalten - ergänzend eine  Gesamtwürdigung vornehmen  

Diakonie und Caritas haben in Ihrem Erfahrungsbericht von 2009 etwa zu den Themen Täu-
schung, Behindern oder Verzögern der Aufenthaltsbeendigung, Straffälligkeit, Mitwirkungspflichten 
und den Integrationsanforderungen eine Vielzahl von Beispielen angeführt, aus denen deutlich 
wird, dass die bisherigen Ausschlussgründe zu restriktiv angelegt sind.  

Auch in einer zukünftigen Regelung erscheint es sinnvoll, einen Anspruch auf Bleiberecht davon 
abhängig zu machen, dass die normierten Ausschlussgründe nicht erfüllt sind. Liegen aber Aus-
schlussgründe vor, sollte es dennoch möglich sein, im Rahmen einer Gesamtbetrachtung ein Blei-
berecht erteilen zu können. Hierdurch könnte dem Einzelfall angemessen entsprochen werden. 

 

Eine besondere Bedeutung kommt in der Praxis den Mitwirkungspflichten zu. Es gibt im Einzelfall 
viel Streit um die Anforderungen, die manche Ausländerbehörden stellen, wie das folgende Bei-
spiel aus unserem Erfahrungsbericht von 2009 verdeutlicht:  

1998 ist Frau S., iranische Christin, nach Deutschland geflohen. Inzwischen hat die heute 28-jährige einen 

deutschen Schulabschluss nachgemacht und eine Ausbildung zur Zahntechnikerin begonnen. Nebenbei ist sie 

in einer freikirchlichen Gemeinde engagiert. Dezember 2007: Im dritten Jahr ihrer Berufsausbildung verbietet ihr 

die Ausländerbehörde, weiter zu arbeiten: Sie habe sich nicht ausreichend bemüht, einen iranischen Pass zu 

erhalten. Dazu hätte sie bei den iranischen Behörden unterschreiben müssen, dass sie „freiwillig“ in den Iran 

zurückkehrt. Welche Ironie: Um ein Bleiberecht zu erhalten, hätte sie lügen und sich zur Ausreise bereit erklä-

ren müssen. Rechtsmittel gegen die Untersagung der Erwerbstätigkeit bleiben erfolglos; Frau S. muss die Aus-

bildung kurz vor Ende abbrechen. Verängstigt und dem Druck nicht mehr gewachsen, taucht Frau s. schließlich 

unter, um der Abschiebung in den Iran zu entgehen. Alle Voraussetzungen eines Bleiberechts lagen vor – nur 

der Pass fehlte.  

In der Praxis werden die Betroffenen leider oft nicht ausreichend konkret und oft auch nicht schrift-
lich auf ihre Mitwirkungspflichten hingewiesen. Auch gibt es Auflagen etwa bei der Passbeschaf-
fung, denen ein Ausländer z.B. allein schon aus Kostengründen nicht in zumutbarer Weise nach-
kommen kann. Dies ist insbesondere der Fall, wenn Botschaften für die Passbeschaffung hohe 
Gebühren fordern, die für den Antragsteller nicht (re)finanzierbar sind.  
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Bei manchen Mitarbeitenden in Ausländerbehörden hatten wir in der Flüchtlingshilfe bisher den 
Eindruck, dass diese Langzeitgeduldete beim Bleiberecht für das Fehlverhalten aus der Vergan-
genheit bestrafen, indem sie mit immer neuen Auflagen Zugänge zur Altfallregelung versperrten. 
Dies gilt etwa bei Fragen der Täuschung oder einer empfundenen fehlenden Mitwirkung z.B. bei 
der Passbeschaffung. Einige Mitarbeitende von Ausländerbehörden scheinen gar persönlich ver-
letzt zu sein und entwickeln einen wahrnehmbaren persönlichen Ehrgeiz, bei Anträgen auf eine 
Aufenthaltserlaubnis Hürden zu kreieren. So manchem fällt es schwer, Menschen, die sie noch bis 
vor kurzem zur Ausreise aufgefordert haben, um sie ggfs. abzuschieben, jetzt zu unterstützen, ihre 
Integrationsbemühungen sachgerecht abzubilden, nüchtern die neuen Rechtsansprüche zu prüfen 
und bei der Beurteilung der Ausschlussgründe eine Gesamtbetrachtung vor zu nehmen, damit sich 
diese begünstigend für ein Aufenthaltsrecht auswirken können10.  

Oft stellen wir auch fest, dass die potentiell Begünstigten nicht hinreichend und verständlich über 
ihre Rechte informiert werden. In manchen Städten hatte die Verknüpfung unzureichender Infor-
mation mit unverständlichen bis unzumutbaren Auflagen zur Folge, dass Zugänge zur Altfallrege-
lung verschlossen blieben.  

Hier besteht bei den Verfahren ein erheblicher Verbesserungs- und  für die Betroffenen ein um-
fangreicher Unterstützungsbedarf. Aufgrund der Spielräume, die Ausländerbehörden tatsächlich 
haben, kann oft nur durch die Hilfe Dritter erreicht werden, dass die Betroffenen ihre Mitwirkungs-
pflichten erkennen, Ausschlussgründe fair gewürdigt und eine Gesamtbetrachtung des Falles er-
folgt.  

Natürlich gibt es bei manchen auch eine bewusste, anhaltende Verletzung von Mitwirkungspflich-
ten etwa durch Täuschung, die eine Abschiebung ursächlich verhindert. Zugleich wird in der Praxis 
oft nicht hinreichend der Frage nachgegangen, ob diese Täuschung auch vorsätzlich erfolgt ist und 
allein ursächlich dafür war, dass der nun ein Bleiberecht anstrebende seinerzeit auch nicht ab-
schoben werden konnte. Ähnlich gilt dies für die Frage der Beurteilung eines ehemaligen Behin-
derns oder Hinauszögerns von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen etwa im Wege einer nicht 
zureichenden Mitwirkung bei der Beschaffung des Passes oder der Feststellung der Identität.  

Schließlich kennen wir in der Praxis eine Vielzahl von Fällen, wo Personen ihr ehemaliges Fehl-
verhalten im Laufe der Zeit von sich aus aufdeckten. Dies sollte sich für die Betroffenen in Verbin-
dung mit einer Gesamtbetrachtung begünstigend auswirken können. Es ist aus Sicht der Praxis 
völlig unverständlich, dass Langzeitgeduldeten ein ehemaliges Fehlverhalten scheinbar ohne zeit-
liche Begrenzung vorgehalten wird. Hier wären eindeutige Verjährungsfristen hilfreich. Schließlich 
kennen wir Fälle, wo gut integrierten Kindern das Fehlverhalten der Eltern zugerechnet wird und 
einem Bleiberecht im Wege steht. Aus Sicht der Praxis ist dies nicht angemessen und verletzt fak-
tisch das Wohl der Kinder. 

Der Wille, die Kettenduldung ab zu schaffen und die Eingliederung der Langzeitgeduldeten in Ar-
beit und Gesellschaft sollte bei einer zukünftigen Regelung – sofern Ausschlussgründe vorliegen - 
Maßstab für die dann vor zu nehmende Beurteilung von Verfehlungen aus der Vergangenheit wer-
den. Dem Kindeswohl, der Familieneinheit und der Prüfung, inwieweit den Betroffenen eine Aus-
reise zugemutet werden kann, sollte eine besondere Bedeutung zukommen. Mit aus heutiger Sicht 
geringfügigen Verletzungen von Mitwirkungspflichten und anderen geringfügigen Verfehlungen aus 
der Vergangenheit sollte großzügig umgegangen werden. Die Nichterfüllung einer Anforderung 
sollte durch die Übererfüllung einer Anderen ausgeglichen werden können. Sofern einzelne, nicht 
sehr gravierende Ausschlussgründe vorliegen, sollten diese einem Bleiberecht nicht grundsätzlich 
im Wege stehen. Besondere Integrationsleistungen sollten sich bei der Gesamtbetrachtung positiv 
auswirken können. 
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Bei den Ausschlussgründen nicht zu Lasten der Betroffenen gehen sollte aus Sicht der Praxis, 
wenn 

� eine kurzfristige Unterbrechung des Aufenthaltes gegeben war, weil so mancher Betroffener für 
kurze Zeit und in der Hoffnung auf ein besseres Leben im Ausland bei Verwandten und Be-
kannten war 

� ein gültiger Nationalpass nicht beschafft werden kann und Zeugen dies bestätigen oder die 
Passbeschaffung mit unangemessenen Auflagen und/oder Kosten bzw. der Ableistung des 
Wehr- bzw. Kriegsdienstes verbunden ist 

� Straftaten mit einem geringen Unrechtsgehalt wie `Schwarzfahren´ begangen wurden; das 
Strafmaß, bei dem ein Ausschluss erfolgt, sollte deutlich mehr als 50 Tagessätze umfassen, 
weil derzeit durch diese Bemessungsgrenze und lange Tilgungsfristen schon `kleine´ Straftaten 
mit einem Ausschluss verbunden sind. Im Ermessen der Behörden sollte ein Abweichen zu-
gunsten der Betroffenen möglich sein. 

� Straftaten, die nur Ausländer begehen können wie eine etwa durch einen Verwandtschaftsbe-
such erfolgte Verletzungen der Residenzpflicht oder die Verletzung der Bestimmungen zur 
Wohnsitznahme, vorliegen. Soll die Praxis der Kettenduldung beendet werden, sollten diese 
vergangenen, geringfügigen Verfehlungen einem Bleiberecht heute nicht mehr im Wege ste-
hen. 

 

Den ehemals Langzeitgeduldeten, die sich Ende 2011 in Folge der Altfallregelungen nun schon 
seit bis zu 10 oder gar 12 Jahren mit einer humanitären Aufenthaltserlaubnis in Deutschland auf-
halten und die sich nach den o. g. Kriterien um eine eigenständige Sicherung des Lebensunterhal-
tes mühen, sollte eine dauerhafte Bleibeperspektive eröffnet werden. 

Für andere langjährig Geduldete, die noch nicht durch eine der Altfallregelungen der letzten Jahre 
begünstigt wurden, ist aus Sicht der Praxis  die Einführung einer stichtagsfreien Regelung erforder-
lich. Nach einem fairen Zeitraum, innerhalb derer asyl- und aufenthaltsrechtliche Fragen geklärt bis 
hin zu Maßnahmen der Aufenthaltsbeendigung eingeleitet werden können, bedarf es aus Sicht der 
Praxis einer Frist, ab der die Förderung der Integration in unser Gemeinwesen in den Mittelpunkt 
der Bemühungen treten sollte. Insbesondere die Kinder müssen eine verlässliche Lebensperspek-
tive haben. 

 

 
(1) Zu den Begriffen „langjährig Geduldete“, „Langzeitgeduldete“ und „Kettenduldung“: Diese Begriffe umschreiben 

Personen, die seit mehreren Jahren mit ungesichertem Aufenthalt, d.h. in der Regel mit einer Aufenthaltsgestattung, 
einer Duldung oder einer humanitären Aufenthaltserlaubnis in Deutschland leben und von denen derzeit eine Teil-
gruppe mit Hilfe der fortgesetzten Altfallregelung eine befristete Aufenthaltserlaubnis zuerkannt bekommen hat (wei-
tere Erläuterungen zum Personenkreis siehe Fußnote  

(2) Siehe Erfahrungsbericht von Diakonie und Caritas zur Praxis der Bleiberechtsregelungen im Anhang dieser Stel-
lungnahme; für ein Bleiberecht treten weiter eine Vielzahl von Nichtregierungsorganisationen wie die Freie Wohl-
fahrtspflege, Pro Asyl, UNHCR u.a. ein. 

(3) Besonders hilfreich wirkten sich für Familien mit mehreren Kindern abgesenkte Anforderungen an die Lebensunter-
haltssicherung aus. Bedeutsam waren auch die verbesserten Möglichkeiten zur Bewertung der geleisteten Integrati-
on im Zusammenhang mit in der Vergangenheit begangenen Verletzungen von Mitwirkungspflichten. 

(4) Der Aufruf der Kirchen und der Erfahrungsbericht zur Praxis der Bleiberechtsregelungen von Diakonie und Caritas 
sind abgebildet auf der Internetseite der `Aktion Bleiberecht´ (www.aktion-bleiberecht.de). Aus fast allen Bundeslän-
dern kann hier Einblick genommen werden in die Vielfalt des Engagements für eine tragfähige Bleiberechtsregelung. 
Der Internetauftritt dient der Information über politische Entwicklungen, Beschlüsse aus Synoden und Kommunen, 
und präsentiert Aktionen, Vorschläge und Materialien für die Öffentlichkeitsarbeit. 

(5) Eine übersichtliche Beschreibung der Lebenssituation etwa der jungen Flüchtlinge ist schon 2001 zu finden in dem 
Positionspapier „Isoliert und am Rande der Gesellschaft - Perspektive ungewiss! Die Lebenssituation der jungen 
Flüchtlinge“ von der Bundesarbeitsgemeinschaft Jugendsozialarbeit. Auch wenn es seitdem Verbesserungen etwa 
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beim Zugang zur Schule und zum Arbeitsmarkt gab – die soziale Ausgangslage und der daraus folgende sozialpoli-
tische Handlungsbedarf sind hier anschaulich niedergelegt.  

(6) Dies gilt analog auch für §25 Abs. 5 AufenthG, weil dieser auf die Unmöglichkeit der Ausreise statt auf die Unmög-
lichkeit der Abschiebung abstellt und Zumutbarkeitserwägungen weitgehend außer acht lässt. 

(7) Siehe hierzu die Antwort der Bundesregierung auf die Frage 6 aus der Bundestagsdrucksache 17/3160; gestattet 
mit einem mehr als sechsjährigen Aufenthalt waren zusätzlich 4.100 Personen; ausreisepflichtig ohne Duldung wa-
ren im Mai 2010 zusätzlich gemäß Bundestagsdrucksache 17/2269 weitere 53.400 Personen; es ist davon auszu-
gehen, dass eine Teilgruppe dieser Ausreisepflichtigen ohne Duldung eine Anspruch auf eine Duldung hätte. Zu-
mindest deutet die gängige Praxis einiger Ausländerbehörden, hier statt einer Duldung Bescheinigungen aus zu 
stellen, hierauf hin. 

(8) Eine Beschränkung auf humanitäre Aufenthaltserlaubnisse sollte nicht erfolgen, da unter den Personen auch Men-
schen zu finden sind, die zwischenzeitlich eine Aufenthaltserlaubnis – etwa zum Studium – hatten. Weiter einbezo-
gen werden sollten Personen, die in § 10 Abs.3 und 11 Abs. 1 AufenthG erfasst sind, weil auch sie aus verschiede-
nen Gründen nicht abgeschoben werden konnten. Einbezogen werden sollten im Weiteren ausreisepflichtige Perso-
nen, die etwa nur eine Bescheinigung erhielten aber ein Recht auf eine Duldung gehabt hätten (siehe Antwort auf 
Frage 10 in Bundestagsdrucksache 17/1539) 

(9) Unter den erwerbstätigen Leistungsbeziehern sind laut Statistik der Bundesagentur für Arbeit von September 2010 
326.000 Vollzeitbeschäftigte, 221.000 Teilzeitbeschäftigte und 682.000 geringfügig Beschäftigte (siehe 
.http://statistik.arbeitsagentur.de/nn_10262/Statischer-Content/Arbeitsmarktberichte/Monatsbericht-Arbeits-
Ausbildungsmarkt-Deutschland/Monatsberichte/Monatsberichte.html) 

 

(10) So wurde etwa durch eine Antwort der Landesregierung Nordrhein-Westfalens 2008 deutlich, dass Städte und Krei-
se mit einer vergleichbaren Zahl von Langzeitgeduldeten eine sehr unterschiedliche Erteilungspraxis zur gesetzli-
chen Altfallregelung vorwiesen (siehe Lt-Drs 14/4741) 

 
 
 
 
 
 
 
Münster, 22. Oktober 2010 




























































































